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Gesetz über die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Nordrhein-Westfalen 
für das Haushaltsjahr 2019 (Haushaltsgesetz 2019) / Personaletat 2019 
Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/3300 
 
Gesetz zur Änderung haushaltswirksamer Landesgesetze (Haushaltsbegleitgesetz 
2019) / Personaletat 
Gesetzentwurf der Landesregierung, Drucksache 17/3303 
 
Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Haushaltsplan des Landes Nord-
rhein-Westfalen für das Haushaltsjahr 2018 (Nachtragshaushaltsgesetz 2018) / Per-
sonaletat  
Gesetzentwurf der Landesregierung Drucksache 17/3400 
 
Anhörung im Unterausschuss „Personal“ des Haushalts- und Finanzausschusses  
 
Die Deutsche Polizeigewerkschaft Nordrhein-Westfalen - DPolG NRW - bedankt sich für 
die Möglichkeit der Stellungnahme.  
 
Aufgrund der kurzfristigen Einladung und der geringen zur Verfügung stehenden Zeit, be-
ziehen wir uns in unserer Stellungnahme ausschließlich in Kurzfassung auf den Ge-
schäftsbereich des Ministeriums des Innern, Einzelplan 03, zu den o.g. Gesetzentwürfen. 
Hinsichtlich anderer Bereiche schließen wir uns der Stellungnahme unseres Dachverban-
des, dem Deutschen Beamtenbund NRW, an. 
 
Die Appelle aus unseren Stellungnahmen der letzten Haushaltsjahre haben, soweit nicht 
bereits umgesetzt, weiterhin Bestand. 
 
Wir begrüßen, dass mit dem Haushaltsgesetz 2019 u.a. zusätzliche, und dringend benö-
tigte, Ausgaben für den Bereich der inneren Sicherheit bereitgestellt werden. Ebenso posi-
tiv sehen wir die Bemühungen der Landesregierung zur Stärkung der Inneren Sicherheit in 
Nordrhein-Westfalen.  
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Als DPolG NRW sehen wir uns in unseren langjährigen Forderungen, welche sich im Koa-
litionsvertrag der Landesregierung wiederfinden, nun in unserer Arbeit und in unseren Po-
sitionen bestätigt und betrachten den Haushalt 2019 als einen weiteren Schritt zur drin-
gend erforderlichen Stärkung der inneren Sicherheit insgesamt.  
Die Zahl der Einstellungen wurde auf 2300/ 2400 erhöht und zunächst bis zum Jahr 2022 
aufrechterhalten. Die Steigerung der Einstellungszahlen war nach jahrelangem Rückgang 
und Verharren auf niedrigstem Niveau ein notwendiger Schritt, der seine 
Wirkung zur Linderung des durch die verfehlte Einstellungspraxis der vergangenen 
Jahrzehnte entstandenen Demografiedrucks nicht verfehlen wird.  
 
Durch erhöhte Einstellungszahlen sind damit die derzeitigen Kapazitäten aller Ausbildungs-
träger, trotz Anmietung neuer Räumlichkeiten für das Studium, mehr als erreicht. Belastun-
gen der Dozenten, Ausbilder und Tutoren steigen entsprechend. Eine Neugliederung des 
Studiums insgesamt und an ausgewählten Standorten mit Unterbringung der Studierenden 
erscheint angebracht. Auch muss der Beruf der Polizeibeamtin/ des Polizeibeamten weiter 
attraktiv gestaltet werden. 
 
Aufgrund der Mehreinstellungen und der Bewerberlage ist unsere langjährige Forderung, 
den Bewerbern mit Fachoberschulreife (Realschülern) den Polizeiberuf wieder zu ermögli-
chen, eine adäquate Alternative, um den Polizeiberuf wieder einem größeren, geeigneten 
und qualifizierten Bewerberkreis zu eröffnen, aktueller denn je. Die Bewerberzahlen gehen 
zurück und nicht jeder ist auch geeignet, den Beruf des Polizeibeamten auszuüben. Unser 
Vorschlag wurde bereits dem Innenministerium sowie den Fraktionen im Landtag vorge-
stellt. In einem Studiengang Polizei und öffentliche Verwaltung, wie es ihn bereits mit 
wachsenden Bewerberzahlen und Erfolg in Rheinland-Pfalz gibt, erwerben die Schüler in 
einem zweijährigen Studium die Fachhochschulreife und beginnen dann mit dem Ba-
chelor-Studium bei der Polizei.  
 
In diesem Zusammenhang ist die Einstellung von „Regierungsbeschäftigten im Polizei-
dienst mehr als zu begrüßen. Hier bietet sich nun die Chance, dass Polizeivollzugsbeamte 
sich auf ihre Kernaufgaben konzentrieren können und entlastet werden. Allerdings sollte 
dabei unbedingt bei der Einstellung eine gewisse Durchlässigkeit eingeplant werden, so 
dass die Besten sich dann auch für das Bachelor Studium bei der Polizei NRW qualifizie-
ren können.  
Positiv zu bewerten ist grundsätzlich die Erprobung von Lebensarbeitszeitkonten in pilo-
tierten Polizeibehörden in NRW, was noch von der Vorgängerregierung auf den Weg ge-
bracht und nun zeitnah von der Landesregierung landesweit umgesetzt werden sollte.  
 
Bedenkt man die immensen Summen die durch kriminell organisierte Strukturen am Fis-
kus vorbei erwirtschaftet werden, inklusive einer anzunehmenden Dunkelziffer, ist es umso 
wichtiger, um die Organisation nachhaltig und erfolgreich zu bekämpfen. Hierzu sind ent-
sprechende Mittel im Haushalt zur Verfügung zu stellen. Der Mittelansatz scheint hier zu 
niedrig.  
 
Es werden gegenwärtig endlich gewerkschaftliche Forderungen umgesetzt und in die In-
nere Sicherheit investiert. In der Politik ist endlich die Botschaft angekommen, dass sich 
nicht auf Kosten der Inneren Sicherheit sparen lässt.  
 
 



                                    DPolG – Landesverband Nordrhein-Westfalen  

 

 3 

Bei allen Bemühungen hinsichtlich der Ausstattung fehlt der Polizei jedoch weiterhin ein 
geeignetes Distanzgerät als Hilfsmittel der körperlichen Gewalt für alle operativen Einheiten 
im täglichen Dienst. Die DPolG, wie auch mittlerweile die anderen Gewerkschaften für den 
Bereich der Polizei, favorisieren hierbei ein Distanzelektroimpulsgerät (DEIG), welches be-
reits seit vielen Jahren bei den Spezialeinheiten erfolgreiche Verwendung findet und in an-
deren Bundesländern und der Bundespolizei bereits mit mehr als positiven Ergebnissen er-
probt und eingeführt ist. Mittlerweile ist das DEIG auch im Gesetzentwurf zum neuen Poli-
zeigesetz PolG NRW implementiert. Jedoch zieht sich die Einführung aus unserer Sicht zu 
lange hin. Ergebnisse aus anderen Bundesländern bescheinigen die positiv präventive Wir-
kung mit einem signifikanten Rückgang an Übergriffen/ Gewalt gegen einschreitende Poli-
zeibeamtinnen und -Beamte. In NRW erleben wir aber genau die gegenteilige Entwicklung. 
Übergriffe auf Polizeivollzugsbeamte, auch unter Verwendung von Hieb- und Stichwaffen, 
haben drastisch zugenommen. Es ist daher nunmehr dringend geboten, entsprechende Ge-
räte auszuschreiben und schnellstmöglich anzuschaffen.  
 
Der Ankündigung vom Bundeskriminalamt und des Bundesministeriums des Innern einer 
engeren internationalen Zusammenarbeit und die Schaffung einer „Beweislastumkehr“, bei 
der künftig die legale Herkunft unnatürlich hoher Geldvermögen bewiesen werden muss, 
um so die Geldquellen der organisierten Kriminalität besser erkennen zu können, müssen 
nun auch Taten folgen. Ermittlungen im Bereich der Organisierten Kriminalität sind auf-
wendig, zeit- und personalintensiv und stets verbunden mit der Auswertung umfangreicher 
Informationen. So „kratzen“ wir derzeit mit unserem verminderten Personaleinsatz halb-
herzig an der Oberfläche erkannter Strukturen, machen mal einen Hilfstäter oder Mitläufer 
dingfest, ohne die wirklichen Hintermänner und deren meist internationales Geflecht ernst-
haft zu gefährden oder gar abschließend zu bekämpfen. 
 
Wer gute Ergebnisse erzielen sowie eine gute Aufklärungsquote und akzeptable Fallzah-
len haben möchte, muss auch die entsprechenden Mittel und das erforderliche Personal 
bereitstellen. Das gilt für alle polizeilichen Bereiche. 
 
Die Bereitschaftspolizei ist mehr als an die Grenze der Belastbarkeit angelangt. Dienstfrei 
oder gar Erlassfrei sind Fremdwörter geworden. Familien zerbrechen mittlerweile an der 
immens gestiegenen Belastung. Teils bundesweite Einsätze mit ständig wechselnden Ein-
satzorten und -anlässen, hohen persönlichen Gefährdungen für Leib, Leben und Gesund-
heit, zusätzlichen persönlichen Aufwendungen und hohen psychischen Belastungen sind 
die Indikatoren der Arbeit unserer Hundertschaften. Die gegenwärtige Einsatzlage im 
Hambacher Forst, gepaart mit weiteren Einsatzlagen wie der Besuch des türkischen 
Staatspräsidenten, Fußballeinsätze und Versammlungslagen, zeigen mehr als deutlich 
auf, welchen Belastungen die geschlossenen Einsatzeinheiten und die Alarmzüge ausge-
setzt sind. Die Einführung einer Verwendungszulage in diesem Bereich erscheint mehr als 
notwendig. In diesem Zusammenhang weisen wir erneut darauf hin, dass das Bund/ Län-
derabkommen der Bereitschaftspolizei überarbeitet werden muss. Geleistete Unterstüt-
zungseinsätze müssen auch entsprechend vergütet werden.  
 
Auszahlung/ Vergütung von Mehrdienst muss insgesamt attraktiver gestaltet werden. Die 
Anreize für eine Auszahlung scheitern oftmals im Detail an erheblichen steuerlichen Nach-
teilen. Hinzu kommen weitere Nachteile bei jungen Familien. Durch das höhere zu ver-
steuernde Einkommen werden oft auch höhere Beiträge für die Kinderbetreuung in Kinder-
tagesstätten erhoben. Daher wären gewisse steuerliche Freibeträge von Nöten, ebenso 
wie die Anhebung der Stundensätze.  
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Ob der Objektschutz (Schutzmaßnahmen der Kategorie und Objekte 5 und 6) weiterhin 
zum größten Teil von der Polizei übernommen werden muss, ist zu hinterfragen. Der 
Großteil des Objektschutzes kann z.B. von privaten Sicherheitsunternehmen geleistet wer-
den. Dies natürlich unter der Prämisse, dass die dann wegfallenden Stellen nicht gestri-
chen werden, sondern den Polizeibehörden und Projekten zu Gute kommen, um eine Ent-
lastung der angespannten Personalsituation herzustellen. Private Sicherheitsunternehmer 
würden ihren von der Polizei definierten Auftrag unter polizeilicher Aufsicht erledigen; sie 
müssen zertifiziert oder wie bei der Bundespolizei bereits Praxis vorweisen und durch Be-
leihung autorisiert sein.  
Dabei ist die Ausschreibungspraxis bei einer möglichen Vergabe an private Sicherheits-
dienstleister zu überdenken und anhand der bisherigen Erfahrungen rechtlich exakt durch-
zuführen, um auch das Personal vor Ort zu haben, welches in der Ausschreibung gefor-
dert wurde. Alternativ besteht die Möglichkeit, diese Aufgaben Regierungsbeschäftigten zu 
übertragen.  
  
Es gilt die Polizei insgesamt von der Aufgabenwahrnehmung in subsidiärer Zuständigkeit 
zu entlasten. Wir verweisen auf unsere Ausführungen in den Stellungnahmen der letzten 
Jahre. Mögliche Synergien durch den Wegfall von Aufgabenfeldern sind in direktem Zu-
sammenhang mit den originären und subsidiären Zuständigkeiten zu betrachten.  
Hier gilt eindeutig, wer die Aufgabenzuweisung hat, die finanziellen Mittel dafür im Haus-
halt erhält, muss auch das Personal dafür vorhalten. Das erfolgt jedoch nicht durchgängig 
und die Polizei erledigt diverse Aufgaben in subsidiärer Zuständigkeit für andere Behör-
den, ohne entstandene Kosten erstattet zu bekommen.  
 
Wenn das bisher durch die Polizei geleistet werden konnte, beeinflusst das derzeit bereits 
die innere Sicherheit, da in vielen Kreispolizeibehörden wegfallende Stellen im operativen 
Dienst nicht mehr besetzt werden können. Daher wird es von Nöten sein, die Ordnungsbe-
hörden mit mehr Personal auszustatten, so dass diese ihre Aufgaben auch 24 Stunden er-
füllen können. Die mehr als angespannte Situation der Kommunen darf nicht dazu führen, 
dass deren gesetzliche Aufgaben nicht erfüllt werden können.  
 
Kostengesetze und Verordnungen wären eine Möglichkeit auch für die Polizei Einnahmen 
zu generieren und so für Neueinstellungen zu verwenden. In anderen Bundesländern ist 
das seit langem gängige Praxis. Dazu haben wir als DPolG ausführlich Stellung bezogen 
(Drucksache 16/6856) und bisher in jedem Jahr in unseren Stellungnahmen zum Haushalt 
aufgeführt.   
 
Durch die Einführung eines Kostenleistungsgesetzes könnten in einem solchen Fall Gel-
der für die Leistung der Polizei erhoben werden. Die Kommunen können durch den Auf-
bau eines auskömmlichen Personalkörpers die Kosten für Polizeieinsätze verhindern. 
 
Die Kreispolizeibehörden dürfen durch ein neues Gesetz nicht über Gebühr mit neuem 
Verwaltungsaufwand belastet werden. Daher ist ein möglichst automatisiertes Rechnungs-
wesen zu favorisieren. Daher muss man prüfen, ob z. B. durch bestehende Erfassungs-
programme auch Möglichkeiten bestehen, automatisiert Rechnungen zu erstellen. 
 
Bei polizeilichen Einsätzen können sich insbesondere die Verhaltens- und Zustandsstörer 
nicht darauf berufen, durch das Zahlen der Steuern auch einen Leistungsanspruch erwor-
ben zu haben. Vielmehr hat derjenige, der sich rechtskonform verhält, einen Anspruch auf 
Schutz vor Störungen der Rechtsordnung. 
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Im Rahmen der Gefahrenabwehr für die öffentliche Sicherheit ist festzustellen, dass Ad-
ressaten polizeilicher Maßnahmen regelmäßig durch ihr Verhalten oder durch den Zustand 
ihrer Sachen, die Ursache für das polizeiliche Einschreiten setzen. 
 
Weitreichende Gebührenerhebungen für Polizeieinsätze sind in vielen Bundesländern wie 
z. B. Baden-Württemberg, Niedersachsen, Rheinland-Pfalz, Saarland (§ 90 SPolG i.V.m 
der Polizeikostenverordnung (PolKostVO), Berlin (Polizeibenutzungsgebührenordnung) 
längst Realität. Auch in Nordrhein-Westfalen ist die Gebührenerhebung möglich.  
 
Allerdings beschränkt sie sich auf einige wenige Einzelfälle wie Begleitung von Schwer-
transporten, Gefahrgut- und Werttransporten, bei missbräuchlichen Alarmierungen und bei 
vorgetäuschten Gefahrenlagen. Die Gebührenerhebung ist in der Allgemeinen Verwal-
tungsgebührenordnung des Landes NRW (AVerwGebO NRW) geregelt. 
 
Die DPolG NRW steht auf dem Standpunkt, dass die Erhebung von Gebühren auf weitere 
Einsatzanlässe ausgeweitet werden sollte. Erfahrungen und Regelungen anderer Bundes-
länder können hier zugrunde gelegt werden. 
 
Bußgelder im Zusammenhang mit Ordnungswidrigkeiten, die von der Polizei mit einer An-
zeige geahndet werden, fließen bisher (inklusive der Verwaltungsgebühren) in die Kassen 
der Kommunen. Von der Polizei vereinnahmte Verwarnungsgelder nach Ordnungswidrig-
keiten fließen dagegen in die Landeskasse. In beiden Fällen sollten die Gelder – nach Abzug 
der Aufwendungen für die Verkehrsüberwachung (Personal/Technik/Administration) – 
für die Verkehrssicherheitsarbeit (Verkehrsunfallprävention und Verbesserung der Ver-
kehrsinfrastruktur) eingesetzt werden. Dieses Vorgehen würde dann auch die leidige Dis-
kussion um das sogenannte „Abkassieren“ beenden. 
 

Die Aufnahme von Verkehrsunfällen, insbesondere auch die Aufnahme der sogenannten 
„Sonstigen Sachschadensunfälle“ (…umgangssprachlich „Bagatellunfälle“), ist und bleibt 
polizeiliche Aufgabe. Nach Kenntnisnahme eines Verkehrsunfalls hat die Polizei zu prüfen, 
ob Maßnahmen zur Gefahrenabwehr bzw. Ordnungswidrigkeiten-/Strafverfolgung sowie 
zum Schutz privater Rechte zu treffen sind. Bei Verkehrsunfällen liegt regelmäßig der An-
fangsverdacht einer Ordnungswidrigkeit oder gar einer Straftat vor. Darüber hinaus führt die 
polizeiliche Unfallaufnahme häufig zur Feststellung weiterer Delikte.  
 
 
Die Verkehrsunfallaufnahme vor Ort ist damit zur Abwehr von Gefahren, sowie zur Feststel-
lung von Ordnungswidrigkeiten und Straftaten als hoheitliche Aufgabe unerlässlich. Über-
dies verfolgt die Polizei in großer Zahl folgenlose Verkehrsverstöße, im Wertungswider-
spruch dazu würden Verkehrsverstöße, die mit einer Sachschadensfolge (Unfall) einherge-
hen, nicht verfolgt – dies wäre auch für den Bürger schwer nachzuvollziehen. Die aus der 
Unfallaufnahme gewonnenen Daten sind zudem notwendige Grundlage für die Unfallkom-
missionsarbeit und Forschung. Hinzukommend entfaltet die polizeiliche Verkehrsunfallauf-
nahme regelmäßig eine „friedensstiftende Wirkung“; sie gehört zu den vom Bürger am meis-
ten nachgefragten polizeilichen Dienstleistungen und ist damit praktizierte Bürgernähe.  
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Deutliche Synergien sehen wir bei unserer Forderung nach der Einführung der „Halterhaf-
tung“ -, im europäischen Ausland ist sie Standard. In Deutschland dagegen ist eine Ahn-
dung festgestellter Verstöße nur möglich, wenn dem Betroffenen der Verstoß individuell 
nachgewiesen wird. Dabei ist eine zweifelsfreie Identifizierung häufig nur mit unverhältnis-
mäßig hohem Aufwand oder gar nicht möglich. Verkehrsüberwachung verliert erheblich an 
Wirkung, wenn festgestellte Verstöße nicht geahndet werden.  
Für die Fahrerermittlung wird zudem vielfach hochqualifiziertes Personal unterwertig einge-
setzt, dass dann in der eigentlichen Verkehrssicherheitsarbeit fehlt. Eine stringentere Norm-
befolgung ist im Verkehrsbereich nur zu erwarten, wenn Verstöße gegen die Rechtsordnung 
mit einer hinreichenden Wahrscheinlichkeit sanktioniert werden. Die Einführung der Halter-
haftung entspricht der verfassungsrechtlichen Schutzpflicht für Leben und körperliche Un-
versehrtheit.  
Die Halterverantwortlichkeit ermöglicht es der Polizei, sich den Aufgaben zu widmen, die sie 
mit ihrem qualifizierten Personal am besten erfüllen kann, z. B. „Geschwindigkeitsüberwa-
chung mit Anhalten“. Renommierte Verfassungsrechtler haben keine Einwände gegen die 
Halterhaftung. 
 

Die beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten bei den Beamten des Höheren Dienstes der 
Polizei sehen wir als verbesserungswürdig an. Aufgabenzuweisung und Verantwortungs-
breite machen eine Ausweitung der Beförderungsmöglichkeiten ebenso erforderlich, wie 
eine perspektivische Ausdehnung der beruflichen Chancen. Wir begrüßen daher die Ein-
führung des von der DPolG NRW langjährig geforderten Bewährungsaufstieg für Beamtin-
nen und Beamte des gehobenen Dienstes mit herausragenden Tätigkeiten und Aufgaben 
der Besoldungsgruppe A 13 für einen erleichterten Aufstieg in den Höheren Dienst bis zu 
der Besoldungsgruppe A 14. 
  
Die Deutsche Polizeigewerkschaft weist seit Jahren darauf hin, dass der Ausschluss von 
der Möglichkeit für Beamte des Höheren Dienstes, sich auf eine Behördenleiterstelle (mit 
Ausnahme Landesoberbehörden) bewerben zu können, ein nicht akzeptabler Anachronis-
mus ist. Was in anderen Bundesländern lange möglich ist, wird in Nordrhein-Westfalen 
bisher nur zum Teil praktiziert. Bewerbungen von Beamten des Höheren Dienstes auf die 
Funktionen freiwerdender Stellen für Polizeipräsidentinnen und Polizeipräsidenten, ver-
bunden mit der verbesserten Möglichkeit zum Aufstieg in die B-Besoldung sollten die Re-
gel sein.  
 
Eine Optimierung der beruflichen Entwicklungsmöglichkeiten der Angehörigen des Höhe-
ren Dienstes der Polizei ist ebenso wie die notwendigen Maßnahmen im Bereich A 12 und 
A 13 ein dringend erforderlicher Schritt zur Anerkennung beruflicher Leistung und Qualifi-
kation und der damit verbundenen besonderen persönlichen Verantwortung der einzelnen 
Beamten.  
 
Sie ist dringend gebotene Grundvoraussetzung zur Entwicklung einer positiven Berufs- 
und Führungskultur in der Polizei. Dabei erkennen wir die bisherigen Bemühungen zu ei-
ner Verbesserung der Situation an.   
 
Handlungsbedarf besteht außerdem für den Bereich der Verwaltungsbeamten der Polizei. 
Die Anforderungen an ihre Tätigkeiten sind in den vergangenen Jahren mit den Verände-
rungen und Herausforderungen für die Polizei insgesamt gestiegen, ohne dass dieser Ent-
wicklung durch bessere Anerkennung und Bewertung Rechnung getragen wurde.  
Die Ausbildung von Verwaltungsbeamten wurde in der Vergangenheit in nahezu allen Poli-
zeibehörden und Landesoberbehörden eingestellt.  
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Das führt mittlerweile dazu, dass Polizeibehörden Stellen teilweise nicht mit Verwaltungs-
beamten besetzen können. Andere Behörden bieten für Verwaltungsbeamte attraktive 
Verwendungs-, Aufstiegs-, und Besoldungsmöglichkeiten.  
Die Deutsche Polizeigewerkschaft hält es daher für geboten und notwendig, ein deutlich 
höheres Maß an Beförderungsmöglichkeiten für die Beamten der Verwaltung der Polizei 
zu schaffen, um die dort wahrgenommenen Funktionen in angemessenerer Weise als bis-
lang zu alimentieren. Auch sollte die Ausbildung von Verwaltungsbeamten wieder verstärkt 
in den Focus geraten.  
 
Auch die Arbeit der Tarifbeschäftigten hat sich in den vergangenen Jahren gewandelt und 
ist höheren Anforderungen ausgesetzt. Für die Ermittlungstätigkeit ist sie längst unerlässli-
che Unterstützung und ist qualifizierte Mitarbeit geworden. 
Ebenso erforderlich ist die Anhebung sämtlicher Bewertungsmöglichkeiten der Tätigkeit in 
der Telekommunikationsüberwachung(TKÜ). Dies ist Ausdruck gestiegener Anforderun-
gen an die TKÜ in den vergangenen Jahren und Anerkennung der Arbeit der Tarifbeschäf-
tigten in diesem für die Kriminalitätsbekämpfung äußerst wichtigen Bereich. Hinzu kommt, 
dass die generelle Verwendung der künftig einzustellenden Regierungsbeschäftigten ziel-
gerichtet und behördenspezifisch sozialverträglich erfolgen muss.  
 
Der personelle Aufwuchs in den Kreispolizeibehörden muss auch mit entsprechenden Mit-
telzuweisungen für eine bessere Ausstattung im Bereich der EDV einhergehen. Nach wie 
vor sind Computer ein Mangelfaktor in den Behörden, der sich durch eine Vergrößerung 
des Personalbestandes verstärken wird. Daher sind insbesondere mehr Mittel für die erfor-
derlichen Lizenzen zur elektronischen Datenverarbeitung erforderlich. Computer und ent-
sprechende Softwarelizenzen dürfen in der modernen Verwaltung des 21.Jahrhunderts 
keinen Mangel darstellen. 
 
Seit Jahren unverändert und völlig unangemessen niedrig sind sowohl die Zulagen für den 
Dienst zu ungünstigen Zeiten als auch die Wechselschichtzulage. Die DPolG hat darauf 
hingewiesen, dass vergleichbare Belastungssituationen in Beschäftigungsverhältnissen 
der Wirtschaft in der Regel erheblich höher honoriert werden. 
Der öffentliche Dienst allgemein und die Polizei im Besonderen sind von dieser Entwick-
lung seit Jahren abgekoppelt und brachten noch Sonderopfer wie die Kürzung des Weih-
nachtsgeldes und die Streichung des Urlaubsgeldes. Auch hier haben wir die dringende 
Erwartung, dass diese Ungerechtigkeiten schnellstmöglich rückgängig gemacht werden. 
Insbesondere, da der Bund die Kürzung des Weihnachtsgeldes bereits rückgängig ge-
macht hat. Darüber hinaus führten diverse Einmalzahlungen als imaginärer Inflationsaus-
gleich in der zurückliegenden Dekade mangels Nachhaltigkeit zu einer Absenkung des Be-
soldungsniveaus. 
 
Auch sollte dringend mit der unsinnigen Regelung Schluss gemacht werden, dass die Zah-
lung der Zulage für den Dienst zu ungünstigen Zeiten nach einem Nachtdienst, an den 
sich unmittelbar Überstunden anschließen, plötzlich endet, obwohl die Belastungen für die 
einzelnen Beamten tatsächlich zunehmen. 
Ebenso dringlich ist eine Neuregelung der Zulagenverordnung (Erschwerniszulagenver-
ordnung). Auch wenn es Bundesrecht ist, besteht im Föderalismus die einfache Möglich-
keit diese länderspezifisch anzupassen und neu zu regeln. Die Sätze sind anzuheben und 
die Wechselschichtzulagen an den geleisteten Dienst anzupassen und vor allem gerechter 
zu gestalten. 
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Das Beamtenversorgungsgesetz für das Land NRW (LBeamtVG NRW) in der Fassung 
von 07/2013 sieht bei festgelegten Berufsgruppen, die vor Vollendung des 65. Lebensjah-
res wegen Erreichen der Altersgrenze in den Ruhestand treten, eine Ausgleichszahlung 
vor. Diese Ausgleichszahlung - zu D-Mark-Zeiten 8.000 DM, heute 4.091 Euro - wurde we-
der in seiner Höhe noch im Hinblick auf die gleitende Lebensarbeitszeitgrenze, die in Stu-
fen auf das 67. Lebensjahr ansteigt, angepasst. 
 
Das Übergangsgeld sollte ursprünglich dazu dienen u.a. Polizeibeamten, die wegen Errei-
chen des 60. Lebensjahres in den Ruhestand gingen, gegenüber Rentnern, die mit Errei-
chen des 65. Lebensjahres ausschieden, einen finanziellen Ausgleich zu gewährleisten. 
 
Zwischenzeitlich wurde die Lebensaltersgrenze der Polizei NRW auf 62, bei 25 Jahren 
Wechseldienst Verkürzung auf 61 Jahre, festgelegt. Der Abstand zwischen den Lebensar-
beitszeitgrenzen ist grundsätzlich damals wie heute (jedoch um ein bis zwei Jahre einge-
schränkt) auf fünf Jahre festgesetzt. Seit Februar 2012 steigt das gesetzliche Rentenalter 
kontinuierlich um einen Monat an, bis es im Jahr 2031 das 67. Lebensjahr erreicht hat. 
 
Die Regelung des § 48 Abs. 1 Satz 2 LBeamtVG (siehe oben) läuft jedoch dieser Rege-
lung zuwider, da das Übergangsgeld je nach Eintritt in den Ruhestand um ein Fünftel oder 
zwei Fünftel gekürzt wird. 
 
Eine Erhöhung des Übergangsgeldes, mindestens in Höhe eines inflationären Ausgleichs 
der seit Jahrzehnten unverändert bestehenden Regelung und die tatsächliche Wiederher-
stellung des Fünfjahresabstandes im Hinblick auf die stufenweise Erhöhung der allgemei-
nen gesetzlichen Lebensarbeitszeitregelung, erscheint angemessen.  
 
Im Ergebnis hat die Deutsche Polizeigewerkschaft an die Fraktionen des Landtages fol-
gende Mindesterwartungen: 
 
- grundsätzliche und auf die Beamtenbesoldung angepasste Übernahme von Tarifergeb-
nissen auf alle Beamtinnen und Beamten  
 
- Verbesserung der Beförderungs- und Entwicklungsmöglichkeiten sowohl im höheren 

Dienst der Polizei als auch bei den Verwaltungsbeamten der Polizei NRW 
 

- Rücknahme der Kürzung des Weihnachtsgeldes und Wiedereinführung des Urlaubsgel-
des 
 

- Einführung einer Funktionszulage für Kräfte der Einsatzhundertschaften 
 
 
- Vergütung von Bereitschaftszeiten – Anerkennung 1:1 als Arbeitszeit 
 
- geleisteter Mehrdienst muss rechtsverbindlich und dauerhaft vor Verfall geschützt sein  

 
- Einführung einer Leistungszulage für Lehrende, Prüfer und Tutoren – auf welche bedingt 

durch die erhöhten Einstellungszahlen, Mehrbelastungen zukommen werden 
 

- Erhöhung der Zulage für Dienst zu ungünstigen Zeiten und Schaffung 
  der Zahlungsvoraussetzungen für Überstunden nach dem Nachtdienst 
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- Aufhebung der Halbierung der Wechselschichtzulage für die Polizei und künftige Zahlung 
der vollen Zulage 

 
- Neuregelung der Zulagenverordnung 
 
- Einführung einer allgemeinen Trainerzulage für Einsatztrainer oder Anpassung der Lehr-

zulagenverordnung (LehrzulV-NRW), um auch die Lehrzulage an den entsprechenden in 
der Aus- und Fortbildung tätigen Personenkreis auszahlen zu können  
 

- angemessene Vergütung für die Tätigkeit von hauptamtlichen und nicht hauptamtlichen 
Dozenten an der Fachhochschule und entsprechend notwendige Stellen für Lehrende 
und Dozenten schaffen, um eine in der Qualität ungeminderte Ausbildung im Studium so-
wohl an den Fachhochschulen, beim LAFP als auch in den Ausbildungs- und Kooperati-
onsbehörden zu gewährleisten. Zumindest sollte eine zeitnahe Angleichung der Vergü-
tung des gehobenen und höheren Dienstes auf der Basis der Vergütung für den Höheren 
Dienst erfolgen.  

 
 
 
 

 
Vorsitzender  


